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Es war – wie könnte es anders sein – die eige-
ne Initiative, die bei der SVP-Delegiertenver-
sammlung in Walterswil am meisten zu re-
den, aber am wenigsten Widerspruch gab.
Und trotz Einstimmigkeit wurde es dennoch
laut im Saal. SVP-Nationalrat Walter Wob-
mann setzte zur Brandrede gegen die Print-
medien im Mittelland an und malte eine Ver-
schwörung an die Wand des «St. Urs und Vik-
tor»-Saales, der so schön mit den Plakaten
zur Durchsetzungsinitiative dekoriert war.
Lügen, Leserbriefzensur, Totschweigen, Me-
diendiktatur, so die Vorwürfe.

Dabei, so Wobmann, wolle die Partei
doch nichts anderes tun als kriminelle Aus-
länder auszuschaffen. «Wenn die Richter
immer milder urteilen, haben wir keine
Wahl.» Einmal mehr, so der Gretzenbacher
Nationalrat, habe zudem das Parlament
den Volkswillen missachtet. Mit 53 Prozent
hätten die Schweizer 2010 die SVP-Durch-
setzungsinitiative angenommen und den
Gegenvorschlag abgelehnt. «Das Parlament
wollte die Initiative nicht umsetzen. Jetzt
liegt in etwa der abgelehnte Gegenvor-
schlag auf dem Tisch.» Wobmann störte
sich etwa daran, dass sich im Gesetz eine
Härtefallklausel findet. Rechtsstaatliche Be-
denken sah der Erfinder der Anti-Minarett-
Initiative nicht. Schon früher habe es den

Landesverweis bei Mord oder Vergewalti-
gung gegeben. Überhaupt: Es gebe schlicht
zu viele kriminelle Ausländer. «24,5 Prozent
der Bevölkerung sind Ausländer. Im Ge-
fängnis ist der Anteil bei 73 Prozent.»

«Wegen einem gestohlenen Apfel wird
keiner ausgeschafft», so Wobmann. Und bei
Delikten wie Körperverletzungen – «für un-
sere Gegner sind das schon ‹leichte› Delik-
te» – brauche es sogar zwei Verurteilungen.

Überhaupt: Sei es nicht die Hauptaufgabe
des Staates, die Sicherheit der Bevölkerung
zu garantieren, fragte Wobmann. «Darum
hat der Staat doch das Gewaltmonopol. Das
kann er nicht mehr.» Und mit «den Flücht-
lingsströmen kommt noch eine ganz neue
Dimension auf uns zu. Wir müssen uns rüs-
ten.» – «Alle Länder rüsten auf», hatte zuvor
schon Kantonalpräsident Silvio Jeker ge-
sagt. Trotz Schengen-Dublin gebe es Grenz-
kontrollen und Flüchtlingsobergrenzen.
Nur die Schweiz sichere ihre Grenzen nicht.

Gemeinschaft mit der CVP
Silvio Jeker hatte seine Delegierten bereits

mit «Familie» begrüsst, was auch bei der CVP
Usus ist. Und am Donnerstagabend setzte
sich die SVP für einmal ins Boot der «Famili-
enpartei» CVP. Allzu gerne tue er das nicht,
sagte Kantonsrat Beat Künzli. «Aber für ein-
mal hat die CVP etwas, hinter das ich stehen
kann.» 80 000 Ehepaare würden gegenüber
Doppelverdienern im Konkubinat schlech-
tergestellt. Dabei sei seit einem Bundesge-
richtsurteil von 1984 klar, dass dies nicht zu-
lässig sei. Derzeit, so Künzli, drehe die Dis-
kussion aber darum, ob mit der Definition
von Ehe, die in die Verfassung geschrieben
werde, gleichgeschlechtliche Paare nicht be-

nachteiligt würden. «Bei der SVP gelten Wer-
te noch etwas», sagte Künzli. Die Ehe müsse
der Gemeinschaft zwischen Mann und Frau
vorbehalten sein. «Sie ist die tragende Säule
der Gesellschaft. Aber es geht eigentlich gar
nicht um diese Diskussion.» Die Gleichstel-
lung eingetragener Partnerschaften sei seit
Jahren Realität. «Es gibt schlicht keinen
Grund, dass eine Minderheit sturmläuft.» Mit
einer Gegenstimme und 62 «Ja»-Stimmen
sprach sich die SVP für die CVP-Initiative aus.

Noch zweimal Ja
Motorrad-Fan Walter Wobmann vertrat

auch die Gotthard-Vorlage. Ein zweiter
Tunnel bringe mehr Sicherheit, sagte er,
der bekräftigte: «Es gibt keinen Ausbau auf
vier Spuren. Das verhindert die Verfas-
sung.» Für die Tessiner Wirtschaft sei der
Tunnel notwendig. «»Ich bin auch für den
Alpenschutz.», sagte er. «Aber gehört nur
der Gotthard zu den Alpen?» Verladestatio-
nen würden zudem viel Raum benötigen.

Ein leichtes Spiel hatte Kantonsrat Hugo
Schumacher (Luterbach), der die kantona-
le Vorlage zum Hochwasserschutz an der
Emme zwischen Biberist und der Aare-
mündung vorstellte. Er erinnerte an die
Schäden der Hochwasser von 2005 und
2007 sowie an die Altlasten-Deponien, die
mitsaniert würden. Die SVP-Delegierten
hiessen das Millionenvorhaben, an das der
Bund 36 Mio. und der kantonale Altlasten-
fonds 8,3 Mio. zahlen, einstimmig gut. Die
Gemeinden bezahlen 6,9 und der Kanton
18,8 Mio. Franken. Zur Initiative Stopp der
Nahrungsmittelspekulation hatte der Kan-
tonalvorstand bereits mit 22 Ja und einer
Enthaltung die «Nein»-Parole gefasst.
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Die SVP rüstet – und entrüstet – sich
Delegiertenversammlung Die
SVP sieht ihre Durchsetzungs-
initiative im Gegenwind: Sie hat
Mühe mit medialer Kritik.

«Wegen einem
gestohlenen Apfel
wird keiner
ausgeschafft.»
Walter Wobmann Nationalrat

«Handy und Computer bestimmen unse-
ren Alltag – das Smartphone ist ein ständi-
ger Begleiter», eröffnet die Vorsteherin
des Solothurner Volkswirtschaftsdeparte-
ments Esther Gassler den 7. Wirtschafts-
apéro in Balsthal. Der Event stand ganz im
Zeichen der rasant fortschreitenden Digi-
talisierung, die vor keiner Branche Halt
mache und längst auch Einzug in der
Wirtschaftswelt halte. So hält auch Mode-
rator Patrick Bussmann einleitend fest:
«Die Digitalisierung wird die Branchen in
Gewinner und Verlierer spalten.»

Als Verlierer würde sich Vinzenz
Schmid als Vertreter der SRG nicht be-
zeichnen. Doch vermochte er mit ein we-
nig Ironie, aber auch Selbstkritik aufzuzei-
gen, wo Potenzial für ein öffentlich-recht-
liches Fernsehen besteht und wo sich al-
lenfalls auch Chancen ergeben könnten,
mit den Marktleadern im Unterhaltungs-
bereich Schritt zu halten.

Eine markante Veränderung, die sich
auf die zunehmende Digitalisierung zu-
rückführen lasse, seien gemäss Schmid
primär die Gratisangebote, mit welchen
sich die Leute via Smartphone bereits
kurz nach dem Zeitpunkt des Geschehens
aufdatieren lassen können: «Ein Fussball-
spiel, dessen Resultat man schon seit
Stunden kennt, dann am Abend noch am
Fernseher zu sehen, ist auch nicht gerade
lustig.» Lediglich bei Events, die der
Schweizer live übertragen sehen will, kön-
ne die SRG wirklich noch mithalten, so
Schmid.

SRG «immer mehr unter Druck»
«Durch Spezialsender, die nur ein be-

stimmtes Unterhaltungsgebiet anbieten»
und individuelle Bedürfnisse besser abde-
cken, komme ein Unternehmen wie die
SRG unter immer grösseren marktwirt-
schaftlichen Druck. Gleichzeitig nehme
auch der Druck aus der Politik stetig zu,
die Finanzen würden gleichzeitig kleiner
und öffentliche Medien müssten vielleicht
bald grundlegend hinterfragt werden.

Die SRG sieht jedoch angesichts ande-
rer Medienunternehmen im internationa-
len Vergleich auch Chancen, mit der Digi-
talisierung mitzuhalten: «AJ+» (Al Jazeera
Media Network) beispielsweise habe die
Zeichen der Zeit erkannt und sei auf pri-

mär Smartphone-kompatible Videos um-
gestiegen, die «geliked» «geshared» und
kommentiert werden können. Dadurch
seien Zielpublikum sowie die Publicity
enorm gesteigert worden. Als weitere Bei-
spiele nennt er «Let’s play», wobei Men-
schen anderen Menschen beim Video-
spielen zusehen. «Periscope» oder «You-
Now» sind Plattformen, die es ermögli-
chen, live zu streamen, was man gerade
mache. Oder auch die Entwicklung des
ehemals ausschliesslichen Medienunter-
nehmens der «New York Times», das mit
der sogenannten «Virtual Reality» mittels
Sichtgeräten und einem Smartphone eine
3-D-Welt gestaltet, mit welcher die Emo-

tionen des Betrachters viel stärker ge-
weckt werden können als mit einem Bild
auf weissem Papier.

An alten Konzepten festgehalten
«Viele grosse Unternehmen halten zu

lange an ihrem bewährten Konzept fest
oder hoffen, dass die Digitalisierung bei
ihnen nicht Einzug halten wird», rügt Re-
to Baumgartner von «MySign» viele Unter-
nehmensstrategien weltweit. So habe
auch die Kleiderbranche auf die Kunden
gehofft, die das Shoppen im Laden vorzie-
hen würden – «und dann kam Zalando,
ein Online-Warenhaus, welches das Kon-
zept von Grund auf veränderte».

Vinzenz Schmid fand jedoch, dass die
Schweizer Unternehmen den Anschluss
noch nicht verpasst hätten. Gerade durch
die «kleinen Distanzen ist der Einkauf und
das Treffen von Freunden» auch offline
noch sehr einfach. Daher sei der Druck
auf die Schweizer Unternehmen noch et-
was kleiner. Dennoch verlangt Baumann
von den Unternehmen Mut: Mut, die digi-
tale Welt kennen zu lernen und sie zum
eigenen Vorteil zu nutzen. Die Zeit der Di-
gitalisierung sei da, entweder man passe
sich an, oder man gehe unter.

Nach der Frage, wie unsere Gesellschaft
mit der Digitalisierung umzugehen habe,
wurde klar, dass sich sowohl das Bildungs-

system, wie auch die Verwaltung der heu-
tigen Zeit anzupassen hätten. Einträge ins
Handelsregister müssten von jedem Com-
puter aus machbar sein, und in der Bil-
dung müsse ein gutes digitales Verständ-
nis gefördert und ein übermässiger Kon-
sum verhindert werden. Gerade bei Kin-
dern und Jugendlichen sei die Förderung
eines vernünftigen Konsums für die Eltern
jedoch oft schwierig, so Baumann, da der
Nachwuchs schnell mal mehr wisse als die
Eltern.

Als Schlusswort und Mahnung an die
Gesellschaft fügt Schmid an: «Die Digitali-
sierung wird uns alle erfassen. Entweder
überholt sie uns, oder wir gehen mit.»

Wirtschaftsapéro Anpassung oder Untergang – die Digitalisierung in der Wirtschaftswelt
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Überholt werden – oder mithalten

Am Wirtschaftsapéro dabei (v.l.): Vinzenz Schmid (SRG), Volkswirtschaftsdirektorin Esther Gassler und Reto Baumgartner (MySign). BRUNO KISSLING

WINZNAU
Wohnungsbrand in
Mehrfamilienhaus
In einer Wohnung in Winznau ent-
stand am Donnerstagabend durch ei-
ne Kerze ein Brand. Verletzt wurde nie-
mand; einige Bewohner des Mehrfa-
milienhauses am Burgackerring wur-
den zeitweise evakuiert. Kurz nach 19
Uhr war Rauch in einer Wohnung be-
merkt worden. Die ausgerückte Feuer-
wehr Winznau konnte den Brand
rasch löschen. Unterstützt wurde sie
von der Feuerwehr Olten. In der be-
troffenen Wohnung hielten sich keine
Personen auf. Nach derzeitigen Er-
kenntnissen ist der Brand durch eine
unbeaufsichtigte Kerze entstanden.
Die Wohnung ist vorerst nicht be-
wohnbar. Der Sachschaden beläuft
sich auf mehrere 10 000 Franken. (PKS)

REGIERUNGSRAT
Einverstanden mit neuer
CO2-Verordnung
Der Regierungsrat des Kantons Solo-
thurn nimmt von den geplanten Ände-
rungen bei der Finanzierung von För-
derprogrammen zur Steigerung der
Energieeffizienz bei Gebäuden Kennt-
nis und erklärt sich damit einverstan-
den. Mit der CO2-Abgabe werde im
Prinzip die Strategie «de Föifer und s
Weggli» verfolgt, so die Regierung.
Der CO2-Ausstoss soll einerseits über
den Preis reduziert werden und ande-
rerseits so, dass die eingenommenen
Gelder u. a. in die Förderung energeti-
scher Sanierungen von Gebäudehül-
len gelenkt werden. (SKS)
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